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Bericht 
des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (37 der Beilagen): 
Allgemeines Abkommen zwischen der Repu;. 
blik österreich und der Französischen Repu-

blik über Soziale Sicherheit 
Das vorliegende Abkommen wurde am 28. Mai 

1971 in Wien unterzeichnet. Da den abschließen­
den Verhandlungen nicht ein österreichischer 
Arbeitsentwurf, sondern ein von der französi­
schen Seite ausgearbeiteter Entwurf zugrunde lag, 
haben sich Verschiedenheiten im Aufbau des Ab­
kommens sowie sachliche und textliche Abwei­
chungen vom Schema der bilateralen Abkommen 
über Soziale Sicherheit mit Spanien, Jugoslawien, 
der Türkei, der Bundesrepublik Deutschland, der 
Schweiz und Liechtenstein ergeben. über aus­
drücklichen Wunsch der französischen Seite wur­
den auch in noch stärkerem Ausmaß, als dies 
schon bisher bei den in letzter. Zeit von öster­
reich geschlossenen Abkommen über Soziale 
Sicherheit der Fall war, Bestimmungen der Ver­
ordnungen Nr. 3 und 4 der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft über die Soziale Sicherheit 
der Wanderarbeiter zum Vorbild für die getrof-
fenen Regelungen genommen. . 

Die Durchführung des gegenständlichen Ab­
kommens obliegt den autonomen österreichischen 
Versicherungsträgern, sodaß dem Bund hieraus 
weder Mehrausgaben noch eine Vermehrung des 
Personalstandes erwachsen werden. 

Das Abkommen ist in fünf Abschnitte geglie­
dert. Abschnitt r enthält allgemeine Bestimmun­
gen. Abschnitt II normiert den Territorialitäts­
grundsatz in bezug auf die jeweils anzuwenden­
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Aus­
nahmen von diesem Grundsatz bzw. die Möglich­
keit, weitere Ausnahmen zu vereinbaren. Ab­
schnitt IIr enthält die besonderen Bestimmungen 
hinsichtlich der Leistungen bei Krankheit und 
Mutterschaft, die besonderen, Bestimmungen für 
Leistungen bei Invalidität, sowie über Alters­
und Hinterbliebenenpensionen, Bestimmungen 
über Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, Rege­
lungen betreffend die Gewährung von Sterbegeld 
und Bestimmungen betreffend die Gewährung 
von Familienleistungen. Abschnitt IV enthält 

Hellwagner 
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verschiedene Bestimmungen über die Durchfüh­
rung und Anwendung des Abkommens. Ab­
schnitt V enthält übergangs- und Schlußbestim­
mungen. 

Das Abkommen enthält in der überwiegenden 
Mehrzahl seiner Artikel gesetz ändernde und ge­
setzesergänzende Regelungen und darf daher ge­
mäß Art. 50 Abs. 1 B-VG nur mit der Genehmi­
gung des Nationalrates abgeschlossen werden. 

Dem Abkommen ist ein Protokoll angeschlos­
sen. Das Protokoll, das einen integrierenden Teil 
des Abkommens bildet, enthält im wesentlichen 
Bestimmungen, durch die der Anwendungsbe­
reich einzelner Rechtsvorschriften der bei den 
Vertragsstaaten bzw. der Anwendungsbereich des 
Abkommes für bestimmte Fälle erweitert bzw. 
eingeschränkt wird, sowie Bestimmungen, die 
zur Anwendung der innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften der Vertragsstaaten in Durchführung 
des Abkommens erforderlich sind. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat das 
vorliegende Abkommen in seiner Sitzung am 
27. Jänner 1972 der Vorberatung unterzogen. 

Nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
Me I t e r, Herta W i n k I e rund We den i g 
sowie des Vizekanzlers und Bundesministers für 
soziale Verwaltung Ing. H ä user wurde ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die Ge­
nehmigung des vorliegenden Abkommens samt 
Protokoll zu empfehlen. 

Gleichzeitig' gab der Ausschuß für soziale Ver­
waltung seiner Meinung Ausdruck, daß in diesem 
Falle die Erlassung eines Bundesgesetzes - im 
Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG in der geltenden 
Fassung - zur Erfüllung dieses Abkommens 
nicht notwendig ist~ 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt so­
mit den An t rag, der Nationalrat wolle dem 
Allgemeinen Abkommen zwischen der Republik 
österreich und der Französischen Republik über 
Soziale Sicherheit samt Protokoll (37 der Beila­
gen) die verfassungsmäßige Genehmigung ertei­
len. 

Wien, am 27. Jänner 1972 

Horr 
Obmann 
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